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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 17. — 


(Nr. 5710.) Verordnung, betreffend das Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften. Vom 
1. Juni 1863. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und auf Grund des 
Artikels 63. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850., was folgt: 


N 


Die Verwaltungsbehoͤrden find befugt, das fernere Erſcheinen einer in- 

laͤndiſchen Zeitung oder Zeitſchrift wegen fortdauernder, die oͤffentliche 
Wohlfahrt gefährdender Haltung zeitweiſe oder dauernd zu verbieten. 

Eine Gefährdung der öffentlichen Wohlfahrt iſt als vorhanden anzuneh⸗ 

men, nicht blos wenn einzelne Artikel für ſich ihres Inhaltes wegen zur ſtraf⸗ 

rechtlichen Verfolgung Anlaß gegeben haben, ſondern auch dann, wenn die 

eſammthaltung des Blattes das Beſtreben erkennen laͤßt oder dahin wirkt: 


die Ehrfurcht und die Treue gegen den Koͤnig zu untergraben, 

den oͤffentlichen Frieden durch Aufreizung der Angehoͤrigen des Staats 
gegen einander zu gefaͤhrden, 

die Einrichtungen des Staats, die oͤffentlichen Behoͤrden und deren An⸗ 
ordnungen durch Bealee entſtellter oder gehaͤſſig dargeſtellter Thatſachen 
oder durch Schmaͤhungen und Verhoͤhnungen dem Haſſe oder der Verachtung 
auszuſetzen, 

zum Ungehorſam gegen die Geſetze oder gegen die Anordnungen der 

Obrigkeit anzureizen, die Gottesfurcht und die Sittlichkeit zu untergraben, die 
Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche einer der chriſtlichen Kirchen oder einer 
anerkannten Religionsgeſellſchaft durch Spott herabzuziehen. 


Jahrgang 1863. Ar. 5710) 47 H. 2. 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Juni 1863. 
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§. 2. 

Das Verbot erfolgt, nach vorheriger zweimaliger Verwarnung 

des betreffenden Verlegers, durch Plenarbeſchluß der Regierung, in 
deren Bezirke die Zeitung oder Zeitſchrift erſcheint. 


H. 3. 


Wenn der Regierungs-Praͤſident die Ueberzeugung gewinnt, daß 
die Haltung einer Zeitung oder Zeitſchrift den in H. 1. bezeichneten Karakter 
hat, jo hat er dem Verleger derſelben zunaͤchſt eine mit Gründen unter— 
ſtuͤtzte ſchriftliche Verwarnung zu ertheilen. Bleibt dieſe und eine noch— 
malige Verwarnung fruchtlos, fo kann innerhalb der zwei auf die letzte Ver— 
warnung folgenden Monate das Verfahren wegen des Verbots der Zeitung 
oder der Zeitſchrift bei der Regierung eingeleitet werden. 

Iſt innerhalb dieſer Friſt die Einleitung des Verfahrens nicht erfolgt, 
ſo iſt vor ſpaͤterer Einleitung eines ſolchen eine nochmalige vorherige Verwar— 
nung erforderlich. 994 


Der Praͤſident der Regierung verfuͤgt, eintretenden Falls, die Einleitung 
des Unterſuchungsverfahrens und bezeichnet den Beamten, welcher die 
Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft wahrzunehmen hat. f 

Letzterer uͤberreicht der Regierung die Anſchuldigungsſchrift. 

Der Angeſchuldigte (der Verleger) wird unter abſchriftlicher Mittheilung 
derſelben zu einer vom Regierungs-Praͤſidenten zu beſtimmenden Plenarſitzung 
zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. Bei dieſer Verhandlung, welche in 
nicht öffentlicher Sitzung ſtattfindet, ſowie bei der Entſcheidung der Sache wird 
nach Vorſchrift der $$. 35 — 39. und 31. des Geſetzes, betreffend die Dienſt⸗ 
vergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852. (Geſetz⸗Samml. 
S. 465.), verfahren. Die Entſcheidung kann jedoch nur auf Zuruͤckweiſung 
der Anklage oder auf zeitweiſes oder dauerndes Verbot des ferneren Erſcheinens 
der Zeitung oder Zeitſchrift lauten. 


H. 5. 


Gegen die Entſcheidung der Regierung ſteht dem Staatsanwalt, wie 
dem Verleger der Rekurs an das Staatsminiſterium binnen zehn Tagen zu. 
Im erſteren Falle iſt die Rekursſchrift des Staatsanwalts dem Verleger mit 
einer praͤkluſiviſchen Friſt von zehn Tagen zur Beantwortung mitzutheilen. 

Die Einlegung des Rekurſes ‚halt jedoch die Vollſtreckung einer auf 
dauerndes Verbot lautenden Entſcheidung der Regierung nicht auf. 


§. 6. 


Wenn ſich aus Öffentlichen Ankündigungen oder aus anderen notoriſchen 
Thatſachen ergiebt, daß eine verbotene Zeitung oder Zeitfchrift unter demſelben oder 
einem anderen Namen anderweit fortgeſetzt werden ſoll, fo ſteht dem Praͤſidenten 5 . 

e⸗ 


* 
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agenden Regierung die Befugniß zu, dieſes Unternehmen ohne Weiteres zu 
verbieten. 
§. 7. | 

Wer einem auf Grund diefer Verordnung erlaſſenen, öffentlich oder ihm 
beſonders bekannt gemachten Verbote entgegen eine Zeitung oder Zeitſchrift 
verkauft, ausſtellt oder ſonſt gewerbsmaͤßig vertheilt oder verbreitet, wird für 
jede ſo verkaufte, ausgeſtellte oder ſonſt gewerbsmaͤßig vertheilte oder verbreitete 
Nummer, jedes Heft oder Stuͤck derſelben mit Geldbuße von zehn bis Ein⸗ 
1 155 Thalern oder mit Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu Einem Jahre 
eſtraft. 

Die Anwendung der durch die Verbreitung von Schriften ſtrafbaren In⸗ 
halts ſonſt verwirkten Strafen wird durch dieſe Beſtimmung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 

H. 8. 
Fuͤr den Polizeibezirk von Berlin und Charlottenburg werden die in 
dieſer Verordnung dem Regierungs-Praͤſidenten zugewieſenen Funktionen von 
dem Polizei-Praͤſidenten in Berlin wahrgenommen, und findet das Verfahren 
bei dem Polizei-Praͤſidium zu Berlin ſtatt. 


§. 9g. 


Auswärtige Blätter koͤnnen wegen fortdauernder, die Wohlfahrt des 
Preußiſchen Staates gefaͤhrdender Haltung ($. 1.) durch Beſchluß des Staats⸗ 
Miniſteriums verboten werden. 


H. 10. 
Vorſtehende Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ; 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1863. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 5710-5711.) 47* (Nr. 5711.) 
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(Nr. 5711.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. November 1862., betreffend die Bewilligung des 
Expropriationsrechts für die von Kohlfurt und Goͤrlitz über Lauban, 
Greiffenberg und Hirſchberg nach Waldenburg zu erbauende Eiſenbahn, 
ſowie die Einſetzung einer Behörde unter der Firma „Königliche Kommiſ⸗— 
fion für den Bau der Schleſiſchen Gebirgsbahn“, 


Kr beſtimme auf den Bericht vom 18. Oktober d. J., daß das Recht zur 
Expropriation derjenigen Grundſtuͤcke, welche zur Ausführung der in Gemaͤß⸗ 
ben des Geſetzes vom 24. September 1862. (Geſetz-Samml. S. 317.) für 

echnung des Staates zu erbauenden Eiſenbahn von Kohlfurt und Goͤrlitz 
über Lauban, dee und Hirſchberg nach Waldenburg nach dem von 
dem Minifterium für Handel, Gewerbe und. öffentliche Arbeiten feſtzuſtellenden 
Bauplan erforderlich ſind, ſowie das Recht zur voruͤbergehenden Benutzung 
fremder Grundſtuͤcke nach den Beſtimmungen des Geſetzes uͤber die Eiſenbahn— 
Unternehmungen vom 3. November 1838. zur Anwendung kommen ſoll. Zugleich 
Benenmige Jah, daß die Ausfuͤhrung des Baues der in Rede ſtehenden Eiſen⸗ 
bahn einer beſonderen Kommiſſion uͤbertragen wird, welche an einem geeigneten 
Orte, deſſen Beftimmung Ich dem Miniſterium für Handel ꝛc. uͤberlaſſe, ihren 

itz nehmen und unter der Firma „Koͤnigliche Kommiſſion fuͤr den Bau der 
Schleſiſchen Gebirgsbahn“ innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes fuͤr die 
Dauer ihres Beſtehens alle Rechte und Pflichten einer oͤffentlichen Behoͤrde 
haben ſoll. Die Leitung des Betriebes auf der Bahn ſoll demnaͤchſt durch die 
Direktion der Niederſchleſiſch⸗-Maͤrkiſchen Eiſenbahn erfolgen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 3. November 1862. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An das Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5712. 


Br 353 — \ 
(Nr. 5712.) Tarif zur Erhebung der Schiffahrtsabgaben in der Stadt Tolkemitt, Kreis 
Elbing, Regierungsbezirk Danzig. Vom 27. April 1863. 


E. wird entrichtet: | . . 


I. von allen Fahrzeugen, mit Ausnahme der Fiſcherkaͤhne, fuͤr die 
Schiffslaſt Tragfähigkeit: n 
1) wenn ſie leer ſind oder nur Ballaſt fuͤhren, 
beim Eingangge 1 
beim Ausgange. 1 


2) wenn fie nur mit Steinen, Holz, Faſchinen, Ziegeln, Töpfer: 
oder Böttcherwaaren beladen ſind, 

beim Eingangge 2 

beim Ausgange 2 


3) wenn fie ganz oder theilweiſe mit anderen Gegenſtaͤnden be: 
laden ſind, 


beim Eingangne 218 
beim Ausgangne 218 
II. von Fiſcherkaͤhnen, leeren oder beladenen, und zwar: 
1) von einem Angelſinken oder Stockſinke n ac Akt 
e an BNUBITDERIIER, 2 
3) „ „ Kahn mit Grofgam :. ms nessns- nerisahns- 3 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 


1) Fahrzeuge mit Ausſchluß der Fiſcherkaͤhne, deren Ladung die Haͤlfte 
ihrer e nicht erreicht, entrichten die Abgabe nur nach dem 
Satze zu I. 1. 

2) Fahrzeuge, die nicht in den Hafen einlaufen, ſondern auf der Rhede 
bleiben, entrichten: f 
a) wenn ſie die Rhede wieder verlaſſen, ohne Ladung oder Ballaſt ge⸗ 

loͤſcht oder eingenommen zu haben, keine Schiffahrtsabgabe; 

b) wenn fie loͤſchen oder laden, die Schiffahrtsabgaben nur einmal, 
und zwar je nachdem Ladung oder Ballaſt abgeſetzt oder eingenommen 
wird, nach dem Satze entweder zu I. 1. oder zu J. 2. beziehungs⸗ 
weiſe I. 3.; N 

©) wenn ſie loͤſchen und laden, die volle tarifmaͤßige Schiffahrtsabgabe; 

Gr. 3712.) d) wenn 
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d) wenn ſie nur einen Theil der Ladung abſetzen oder einnehmen, 
und von der Rhede nach einem anderen Hafen verſegeln, von der ge— 
loͤſchten oder eingenommenen Ladung den Satz zu I. 1. 2. oder 3. 
für jede Schiffslaſt nur einmal, von der übrigen Laſtenzahl ihrer 
Tragfaͤhigkeit aber nichts. N 


3) Wenn Fahrzeuge auf der Rhede loͤſchen oder laden, fo iſt nur von dieſen, 
nicht aber von den zum Loͤſchen oder Laden benutzten Lichterfahrzeugen 
die Schiffahrtsabgabe zu entrichten; auch findet, wenn das Schiff nach 
geſchehener Entloͤſchung in den Hafen einlaͤuft, eine nochmalige Ent: 
richtung der Schiffahrtsabgabe nicht ſtatt. 


Außer den vorſtehenden und den im Anhange zu dieſem Tarife feſtge— 
ſetzten Abgaben dürfen keinerlei Zahlungen für die Benutzung des Hafens 
und der damit verbundenen, dem allgemeinen Gebrauche gewidmeten 
Anſtalten gefordert werden. 


4 


— 


Befreiungen. 


Fahrzeuge, welche Koͤnigliches Eigenthum ſind, oder welche Koͤnigliche 
oder Armee-⸗Effekten transportiren und keine Beiladung von anderen 
Gegenſtaͤnden haben, ſind von der Schiffahrtsabgabe befreit. 


Fahrzeuge, welche den Nothhafen ſuchen, d. h. ſolche, die durch erlittene 
Beſchaͤdigung oder andere auf Erfordern nachzuweiſende Ungluͤcksfaͤlle 
an der Fortſetzung ihrer Reiſe verhindert werden und in den Hafen 
einlaufen, bleiben von der Entrichtung der Schiffahrtsabgaben befreit, 
wenn fie den Hafen wieder verlaſſen, ohne ihre Ladung ganz oder theil- 
weiſe geloͤſcht zu haben. 


Unter den naͤmlichen Bedingungen wird dieſe Befreiung auch 
denjenigen Fahrzeugen zugeſtanden, welche, nachdem ſie aus dem Hafen 
ausgelaufen ſind, wegen widriger Winde zuruͤckkehren, ohne in der 
Zwiſchenzeit einen anderen Hafen beruͤhrt zu haben. 


1 


— 


2 


Nut 


Anhangs- Tarif. 


Für das Niederlegen und Aufftellen von Waaren und anderen Gegen: 
ſtaͤnden auf den dazu beſtimmten und durch Merkmale kenntlich gemachten 
Stand⸗ und Lagerplaͤtzen (nachſtehend zu J.) wird ein Stand- und Lagergeld 
(nachſtehend zu II.) erhoben. b 


J. Der Stand- und Lagerplatz erſtreckt ſich laͤngs des Haffufers von 
Muͤhlenbach bis zum Sprinde an der Anton Hoppſchen Landabfindung, 


ſoweit das Ufer zum Territorium der Stadt Tolkemitt gehoͤrt. 11 


a 
II. An Stand- und Lagergeld werden von allen Waaren und Gegenftänden 
fuͤr 100 Kubikfuß zwei Silbergroſchen entrichtet. 
Ausnahmsweiſe wird erlegt, und zwar: 
1) Fuͤr Langhoͤlzer vom Stuͤck: Ye 2 
a) bis inkl. 30 Fuß Länge jeder Zopfſtaͤrkntre 6 


bp) über 30 Fuß inkl. 40 Fuß Lange bei einer Zopfſtaͤrke 
, 10 N Fr, 19 


c) „30 bis inkl. 40 Fuß Länge bei einer Zopfſtaͤrke von 


42 Zoll und dariiber oa une marc 5 
e ,, BUN 16 

2) Fuͤr Spaltlatten, Rundlatten, Leiterbaͤume, Deichſelſtangen, 
vom Schock.. . 16 
eee ene2e sehn sure can te desgl. 6 
4) „ Dachſtoͤcke und Bohnenſtangen desgl. 3 
VC desgl. 1 
6) „ Schiffskniee eme. San d- any vom Stuͤck 3 


7) „ vollſtaͤndig abgebundene Gebaͤude (einſchließlich des Quer⸗ 
verbandes derſelben, der dazu gehörigen Dielen, Latten ꝛc.), 


von jedem Fuß Frontlaͤnge des Gebaͤudes 3 
8) Für Brennholz, Faſchinen, Torf, Kalk, Feldſteine, Ziegel, Dach⸗ 
eee , ⅛ ꝶᷣͤ§òꝙſr een 1 


III. Zuſätzliche Beſtimmungen. 
1) Für die Benutzung der Stand» und Lagerplaͤtze während weniger als 


24 Stunden wird nichts entrichtet. 


2) Für die Benutzung wahrend mehr als je ſechs Monate wird mit dem An— 
(8900 des ſiebenten Monats das Stand- und Lagergeld von Neuem 
erhoben. N 


Gegeben Berlin, den 27. April 1863. N 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr, 57125713) ; (Nr. 5743.) 


9 R 8 Bi, 
re 
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(Nr. 5713.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Mai 1863., betreffend die Verleihung der ſiskaliſchen 
Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſee von 
Werningsleben im Kreiſe Erfurt bis zur Landesgrenze in der Richtung 
auf Stadt Ilm, an die Gemeinde Werningsleben. N 


Neben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Werningsleben im Kreiſe Erfurt bis zur Landesgrenze in der Richtung 
auf Stadt Ilm Seitens der Gemeinde Werningsleben genehmigt habe, verleihe 
Ich hierdurch der Gemeinde Werningsleben das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich der gedachten Gemeinde gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif— 
ten, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt 
werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. 
Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. £ 


Berlin, den 4. Mai 1863. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober - Hofbuchbruderei 
(R. Decker). 


